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Die so herzlich gefühlvolle Diskussion um Wohnungsverkäufe an 
„ausländische Investoren“ zeigt es bis in die jüngsten Tage hin-
ein:  „Wohnen“ ist in Deutschland kein alltäglicher Sachverhalt. 
Sondern an die „schöne Wohnung“ und gar erst an das „Eigen-
heim“ knüpfen sich in der Bundesrepublik ganz besondere Wert-
vorstellungen. Da findet sich zum Ersten und vor allem die ver-
breitete Auffassung, dass die „gute Wohnraumversorgung“, die 
auch der zuständige Bundesminister den ihm obliegenden Ver-
hältnissen bescheinigt, unbedingt zu den nationalen Staatsauf-
gaben gehört. Auch fünfzig Jahre nach den Kriegszerstörungen 
und Vertreibungen nährt noch ein großer Teil der Bevölkerung 
die Erinnerung an „die große Wohnungsnot“, die von Staats 
wegen aufgearbeitet, gelindert, verwaltet werden muss.

Wohnungswesen also zum Zweiten nicht als ein Wirtschafts-
zweig wie etwa Einzelhandel, Maschinenbau oder Kreditwesen, 
sondern als ein bewirt-
schafteter Sektor – das ist  
es, was in den Köpfen der 
Deutschen schier untilgbar 
steckt. Wem die entspre-
chende Diktion nicht mehr 
so ganz geläufig ist, darf 
im vielgelobten gültigen 
„Wohnraumförderungsge-
setz WoFG“ des Jahres 
2002 wunderschön auffri-
schen. Zum Beispiel: „Um 
tragbare Wohnkosten für 
Haushalte (mit niedrigem 
Einkommen) zu erreichen, 
können Wohnkostenent-
lastungen durch Bestim-
mung höchstzulässiger 
Mieten unterhalb von orts-
üblichen Vergleichsmieten 
oder durch sonstige Maß-
nahmen vorgesehen werden. Dabei sind insbesondere die Leis-
tungen nach dem Wohngeldgesetz, das örtliche Mietniveau 
und das Haushaltseinkommen des Mieters sowie deren Ent-
wicklungen zu berücksichtigen.“ Deutscher kann so etwas nie-
mand ausdrücken. Wohnraumförderung in diesem Stil für not-
wendig zu erachten zeigt unmissverständlich, dass man der 
Marktwirtschaft auf absehbare Zeit nicht zutraut, auch in noch 
unvollkommenen Märkten Angebot und Nachfrage „letztend-
lich“ auszugleichen.

Würde „die Unterstützung von einkommensschwachen Haus-
halten bei der Versorgung mit angemessenem und familienge-
rechtem Wohnraum“ jedoch nicht mehr „als wichtiger woh-
nungspolitischer Schwerpunkt“ (Tiefensee) im Programm einer, 
jeder Bundesregierung stehen, würde sich zweifellos nicht nur 
die Opposition sondern eine Mehrheit der Wähler über „Sozi-
alabbau“ empören. Weil die objektnahe Wohnraumförderung 
im Sinne des Gesetzes aber nicht allein unter mäßigem Mittel-
fluss leidet, sondern viel Mühe und Sorgfalt der Kommunalbü-
rokratie bindet, hat der fürsorgliche Sozialstaat bekanntlich das 

faszinierende System der Mietzuschüsse entwickelt, vom 
Wohngeld bis zur Stütze für Arbeitslose und/oder Sozialhilfe-
empfänger. Dass damit jeder so wohnen kann, wie er nur 
möchte, ist zwar verleumdend. Dass auf diese Weise der Staat 
jedoch mit Steuermitteln den freien(!) Wohnungsmarkt stützt, 
weil seine Zuschüsse zu den Mieten eine nicht vorhandene 
Nachfrage zum gegebenen Mietniveau ausgleichen, ist schlicht 
„Volkswirtschaftstheorie, Kapitel 1“. 

Vornehmlich in den achtziger und neunziger Jahren hat die 
Eigenheimförderung den sozialen Wohnungsbau verblassen 
lassen. Ob dies bedarfsgemäß passierte, darf sehr bestritten 
werden. Auf jeden Fall aber ist jede Stützung der „eigenen vier 
Wände“ dem Bundesdeutschen wunschgemäß. Und wer die 
Eigentumsquoten in den Nachbarländern rühmt, wird den Ei-
genheimdrang nicht einmal als deutsch-nationale Besonderheit 

belächeln können. Der Mensch 
als einigermaßen zivilisierter 
Bürger will es überall so. Das 
Kreuz der Eigenheimförderung 
vom legendären Paragrafen  
7b EStG über den ausgedehn-
ten 10e bis hin zur differen-
zierten Eigenheimzulage ist 
aber leider die unsaubere 
Zielführung. 

Sowie die Förderung Zuschüs-
se leistet, verlangt die Vermei-
dung von puren Mitnahmeef-
fekten nach Kontrolle der 
persönlichen Lebensdaten. 
Sowie die Förderung aus Steu-
ervorteilen besteht, jubeln 
vorzugsweise die Millionäre. 
Und denen gönnt der Neid 
nichts. Außerdem haben die 

Sonderabschreibungen Ost das ganze Instrument und dies hof-
fentlich für lange Zeit diskreditiert. Dass die immobile Riester-
Vorsorge so lange auf sich warten lässt, hängt zweifellos mit 
den Nachteilen der früheren Förderwege zusammen, die man 
nun „gleich“ vermeiden will: 35 immobilienbezogene Steuer-
rechtsänderungen hat es laut Gernot Mittler seit 1999 gegeben!

Ob die heutigen Förderprogramme zum Städtebau Ost und 
West, zur Energieeffizienz oder zur CO2-Reduzierung ein län
geres Leben als die direkten Wohnungsbausubventionen haben, 
wird nicht zuletzt von den Förderinstitutionen und dabei vor 
allem den Förderbanken abhängen. Bei ihnen nämlich sollte 
nicht allein der Vertrieb via Hausbank die Hauptsache sein, 
sondern ihre Fähigkeiten müssten sie bitte zunehmend in die 
Rolle von Maklern hineinführen: Brüsseler Programme, KfW-
Programme und Landesprogramme bedürfen dringend der 
Kombination – die L-Bank schreibt im Folgenden dazu. Dass 
Förderbanken Wettbewerbsgeschäft betreiben, um eigene Be-
sonderheiten zu pflegen, dafür kann die Zeit eigentlich gar 
nicht mehr reichen.� K.O.
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Wohnungsförderung als Kettenreaktion
Märkte, Bewertungen und Beleihungen 
im gewerblichen und privaten Kredit

Die Teilnehmergebühr beträgt 840,– Euro zzgl. MwSt. Sie schließt das ge meinsame Mittagessen im The Westin Grand Hotel und
die Pausen getränke ein. Sie wird bei Übersendung der An meldebestäti gung erhoben. Abonnenten der Zeitschrift „Immobilien &
Finan zie rung“ und „Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen“ erhalten 15% Ermäßigung auf die Teil neh mer gebühr. Bitte nennen
Sie bei der Anmeldung die Kun den nummer Ihrer letzten Abonne ments rechnung.
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am 28. Februar 2008 im The Westin Grand Hotel Frankfurt am Main

25. Tag des Risikos 2008

8.30 Uhr Kaffee zum Empfang

9.00 Uhr Begrüßung zum Tag

Immer neue Risiken!?
9.15 Uhr Risikomanagement im Helaba-Konzern

Hans-Dieter Brenner, stellvertretender Vorsitzender des Vorstands, 
Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale, Frankfurt am Main

9.50 Uhr Fragen und Antworten

10.00 Uhr Verbesserung der Risikostrukturen – durch Leasing
Kai Ostermann, Mitglied des Vorstands, Deutsche Leasing AG, Bad Homburg

10.35 Uhr Fragen und Antworten

10.45 Uhr Kaffeepause

11.00 Uhr Achtung neue Risiken! Anmerkungen zur fortgeschriebenen Umwelthaftung
Dr. Wolfgang Spoerr, Rechtsanwalt, Hengeler Mueller Partnerschaft, Berlin 

11.35 Uhr Fragen und Antworten

Interview zur Lage
11.45 Uhr Lehren aus der Subprime-Krise

Bühnengespräch mit Henning Rasche, Mitglied des Vorstands, Eurohypo Aktiengesellschaft, Eschborn, und
Präsident des Verbandes deutscher Pfandbriefbanken (vdp), Berlin

12.15 Uhr Mittagsbuffet

Spezielle Fälle – spezielle Lösungen
14.00 Uhr Entwicklungen und Erfahrungen im Risikomanagement der Förderbank

Dr. Iris Reinelt, Generalbevollmächtigte, L-Bank, Karlsruhe 

14.35 Uhr Fragen und Antworten

14.45 Uhr Forderungsmanagement aus juristischer Sicht
Karl Otto Armbrüster, Dr. Petereit & Armbrüster Rechtsanwälte, Mainz

15.20 Uhr Forderungsmanagement in der Praxis
Wilfried Hübner, Senior Country Manager, DHB Bank – Hauptniederlassung Deutschland, Düsseldorf

15.55 Uhr Diskussion mit Referenten und Auditorium

16.15 Uhr Ende der Veranstaltung

Als I&F- und
ZfgK-Abonnent
erhalten Sie

15% Vorzugsrabatt

Wir laden ein …
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